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Kanton LuzernDienstag, 12. Mai 2026

Seit 1988 existiert das Luzerner
Stimmrechtsgesetz. Nun soll es
modernisiert werden. Der Kan-
tonsrat hat sich amMontag über
die vorgeschlagenen Gesetzes-
änderungen der Regierung ge-
beugt. Während der Debatte
wurde deutlich, dass sich alle
Parteien für eine Revision des
Gesetzes aussprechen. «Zeitge-
mäss», «pragmatisch», «über-
sichtlich». So bewerteten Vo-
tantinnen und Votanten die Ab-
sichten der Regierung. In der
Schlussabstimmung wurde dem
Geschäft deutlich zugestimmt.

Die geplanten Anpassungen
sehen unter anderem vor, bei
Majorzwahlenanstelle einesLis-
tenhefts nur noch einen Wahl-
zettel mit den Namen aller Kan-
didierenden abzugeben, worauf
die Stimmenden ein Kreuz bei
ihrenFavoritenmachenkönnen.
Dies vereinfacht laut der Regie-
rungdasWählenundermöglicht
die digitale Resultatermittlung.
Gemeinden und Kanton sollen
künftig auch die Möglichkeit
haben, den Stimmberechtigten
per Post nur noch die für die
Meinungsbildung wesentlichen
Inhalte zuzustellen.Weitere Un-
terlagen sollen digital oder auf
der Gemeindeverwaltung ein-
sehbar sein.

Diese Änderungen würden
die Abläufe derWahlen verein-
fachen und den Stimmbürge-
rinnen und Stimmbürgern
mehr Übersichtlichkeit ver-
schaffen, zeigte sich Rosmarie
Brunner-Zürcher (Mitte, Wi-
kon) überzeugt. Dank nur noch
eines Wahlzettels als «einem
Haufen» einzelner Listen wer-
de auch die Auszählung verein-
facht. Andrea Pfäffli (SP, Lu-
zern) sprach vonwenigerÜber-
ladung, die dazu führe, dass die
Meinungsbildung erleichtert
werde. Die Anpassungen beim
Umfang der Einsendungen per
Post würden zudem dafür sor-
gen, dass Ressourcen und Kos-
tengesenktwerdenkönnen, er-

gänzte Isabelle Kunz-Schweg-
ler (SVP, Triengen).

Kritik insSpielbrachteFranz
Räber. Der Emmer FDP-Kan-
tonsrat sah im neuen Wahlvor-
gehen mittels Kreuzchen vor
den Kandidierenden die Ge-
fahr, dassmehr ungültigeWahl-
zettel eingereicht werden. Dies,
weil schnell zu viele Namen an-
gekreuzt werden könnten.

Anträge von links
haben keineChance
Der Vorschlag der Regierung,
dass sich auch nicht stimmbe-
rechtigte Einwohnende an Ver-
sammlungen zu traktandierten
Geschäften äussern können,
werde die FDP ablehnen, stellte
Franz Räber klar. Insbesondere
bei Gemeindeversammlungen
dürften sich weiterhin nur
Stimmberechtigte zu Geschäf-

ten äussern können. «Wir leh-
nen die geplante Verwässerung
ab.» Zustimmung erhielt die
FDP von SVP undMitte.

Auf linkerSeitewolltemanin
dieser Frage noch weitergehen
und generell Wortmeldungen
für nicht stimmberechtigte Per-
sonen zulassen.Menschen ohne
Schweizer Pass, die hier arbei-
ten, Steuern zahlen und leben,
sollten sich äussern können und
«nicht nur schweigend imPubli-
kumsitzenmüssen», sagteAnd-
rea Pfäffli. Dies stärke den Zu-
sammenhalt einer Demokratie,
so die Stadtluzernerin.

In einem weiteren Antrag
forderte sie zusammenmitBar-
bara Irniger (Grüne), dass Ab-
stimmungs- und Wahlunterla-
gen barrierefrei zugänglich ge-
macht werden. Dies müsse
sowohl physisch als auch digi-

tal ermöglicht werden, betonte
die Stadtluzerner Grünen-Kan-
tonsrätin.

Die Forderungen von links
fanden bei einer Mehrheit im
Rat kein Gehör. Auch ein ähn-
lich lautender Vorstoss von Ma-
rio Cozzio (GLP) fand keine
Mehrheit. Er verlangte, dass
nicht stimmberechtigte Perso-
nen zu Wort kommen dürfen –
aber nur, wenn sie von einem
Geschäft direkt betroffen sind.

Proporzwahlen
bleiben aussen vor
Der Surseer Kantonsrat warf in
seinemVotumzudemdieFrage
auf, warum die Regierung in
ihrer Revision nur bei den Ma-
jorzwahlengegendieListenflut
ankämpfe. Bei den Proporz-
wahlen – mit diesem System
wird der Kantonsrat sowie der

Nationalrat gewählt – ändere
sichnichts.DaswarauchGuido
Müller (SVP) nicht entgangen.
«Wenn man das System aktua-
lisiert, sollte es in allen Berei-
chen gemacht werden, also bei
den Majorz- und Proporzwah-
len.» Müller warf der Exekuti-
ve eine «regierungsrätliche
Schlaumeierei» vor.

Dem entgegen hielt Ylfete
Fanaj den Faktor Zeit. Es sei
nicht möglich gewesen, noch
vor den kommenden Wahlen
alles unter einen Hut zu brin-
gen. Fanaj erwähnte auch die
hängigen Initiativen von GLP
und SVP, die einen System-
wechsel bei den Proporzwah-
len fordern. Darüber werde
erst im September debattiert.
«Die Parteien brauchen aber
möglichst bald Rechtssicher-
heit.»

Jonas Hess

Die Stadt Kriens wird aktuell
durch die Autobahn in zwei
Hälften geteilt. Derzeit verläuft
die A2 auf einer Strecke von
mehr als einemKilometer offen
durch die Luzerner Agglomera-
tionsgemeinde. An drei Stellen
sind nun grössere Überdeckun-
gen geplant, diese sollen total
186 Millionen Franken kosten
unddas Siedlungsgebiet Luzern
Süd aufwerten.

Das Bundesamt für Strassen
(Astra)übernimmtdabeiKosten
in der Höhe von 111,92 Millio-
nen Franken. Der Kanton Lu-
zern soll einen Betrag von
48,5Millionen Franken beisteu-
ern. Auf die Stadt Kriens ent-
fallen 26,12 Millionen Franken.
Dieser Betrag hiess der Einwoh-

Silvio Frei nerrat im März ohne Gegen-
stimme gut – das Geschäft
kommt im September vor das
Krienser Stimmvolk.

Luzerner Bevölkerung kann
imNovember entscheiden
AmMontag wurde nun der Be-
trag des Kantons, welcher mit
administrativen Kosten total
49,76 Millionen Franken betra-
genwird, imKantonsratbespro-
chen. Wie Kantonsrätin Laura
Spring (Grüne, Stadt Luzern)
im Namen der vorberatenden
Kommission Verkehr und Bau
ausführte, wurde in der Kom-
mission demBetrag einstimmig
zugestimmt. Damit verbunden
sei aber auch die Forderung,
dass die Stadt Kriens ihre Ein-
sprache zur Autobahnumfah-
rung «Bypass Luzern», welche

aktuell vor dem Bundesverwal-
tungsgericht ist, zurückzieht.

In der parlamentarischen
Diskussion wurde die Be-
schwerde von mehreren Vo-
tantinnen und Votanten er-
wähnt. «Dieses Projekt ist ein
Gewinn für die Lebensqualität
in Kriens, es wird aber erwartet,
dass die Stadt Kriens ihre Ein-
sprachezurückzieht», sagtebei-
spielsweise SVP-Kantonsrat
Bernhard Steiner (Entlebuch).

Für GianWaldvogel (Grüne,
Horw) und Michèle Albrecht
(Mitte, Kriens) ist die A2 aktuell
eine «offeneWunde». Die Teil-
überdachung sei daher eine
grosse Chance. Die Schötzerin
Sarah Bühler-Häfliger (SP)
mahnte, dass es aber weiterhin
noch flankierende Massnah-
men brauche.

Der zuständige FDP-Regie-
rungsrat Fabian Peter sprach
der Stadt Kriens fast schon ein
Lob aus, dass sie den Bund
unter Druck gesetzt habe. Die
Kostenübernahme des Astra
von 60 Prozent sei nicht
selbstverständlich. Das sei der
maximale Anteil, den der
Bund sprechen kann. Die Ab-
stimmung fiel schliesslich ein-
deutig aus. 114 Kantonsrätin-
nen und Kantonsräte stimm-
ten dem Sonderkredit zu.
Gegenstimmen gab es keine,
zwei Mitglieder des Parla-
ments enthielten sich. Im No-
vember wird das Luzerner
Stimmvolk über den Sonder-
kredit von 49,76 Millionen
Franken abstimmen, da für
Projekte mit Kosten von über
25Millionen Franken eine kan-

tonale Abstimmung vorge-
schrieben ist.

Und die Stadt Kriens? Diese
war neben den Krienser Kan-
tonsratsmitgliedern am Montag
auch mit mehreren Vertreterin-
nen und Vertretern des Einwoh-
nerrats undder Stadtpräsidentin
auf der Tribüne vertreten. Ge-
spanntverfolgtendiePolitikerin-
nen undPolitiker dieDiskussion
und freuten sich nach dem ein-
stimmigenEntscheid sichtlich.

Stadtpräsidentin Christine
Kaufmann-Wolf (Mitte) wirkte
nach der Abstimmung erleich-
tert und erklärte gegenüber
unserer Zeitung, dass die Stadt
Kriens nun handeln werde.
«Das istdieAbmachung,diewir
getroffenhaben.Wirwerden in-
nerhalb einer Woche die Be-
schwerde zurückziehen.»

Kantonsrat Der Luzerner Kan-
tonsrat stellt sich klar hinter
die Förderung von mittelgros-
sen Kulturbetrieben. Bereits im
März sagte das Parlament Ja
dazu. Auch nach der zweiten
Beratung der Kommission für
Erziehung,BildungundKultur –
welche die nun ausgearbeitete
Botschaft laut deren Präsiden-
tin Karin Stadelmann (Mitte,
Luzern) einstimmig befürwor-
tete – stiessdieVorlageamMon-
tag auf breite Zustimmung.

Bis auf vier Personen aus
FDP und SVP sagte der gesam-
te Kantonsrat zur Gesetzes-
anpassungmit 111 zu vier Stim-
men Ja. «Heute geht ein langer
Weg erfolgreich zu Ende», re-
sümierte der zuständige SVP-
Regierungsrat undKulturdirek-
tor Armin Hartmann. (sfr)

Kanton Luzern Sie war die erste
Frau, die beim Schweizerischen
Roten Kreuz (SRK) Kanton Lu-
zern ins Präsidium gewählt wur-
de.Daswar1994,nungibtHelga
Christina Stalder ihr Amt ab.
Insgesamt engagierte sie sich 38
Jahre lang im Vorstand, ver-
gangene Woche wurde sie an
derMitgliederversammlungver-
abschiedet.

Die neue Frau an der Spitze
heisst Rita Zicola (Bild). Wie
das SRK Kanton
Luzern mitteilt,
bringt die Be-
triebswirtschaf-
terin mit einem
Master in Wirt-
schaftspsychologie «langjährige
und fundierte Führungserfah-
rung mit». So ist sie aktuell als
Regionalleiterin von Coop City
für zehn Warenhäuser mit rund
850Mitarbeitenden verantwort-
lich. Zicola sei im Kanton gut
vernetzt und engagiere sich
unter anderem im Rotary Club
Luzern Heidegg sowie im Beirat
des LuzernerTheaters. (lf )

Fan-Gewalt Der Luzerner Kan-
tonsrat sagt auch in zweiter Be-
ratung Ja zum Gegenentwurf
für die Initiative «Gegen Fan-
Gewalt».Weil dieMitte an ihrer
Initiative festhalten will, kann
die Bevölkerung sowohl über
Initiative als auch Gegenvor-
schlag abstimmen. An der Ses-
sion amMontag gaben die Mit-
te-Partei und Regierungsrätin
Ylfete Fanaj bekannt, dass die
Abstimmung im September
stattfinden soll. Der genaue
Termin ist gemäss der Sicher-
heitsdirektorin noch offen.

Währenddie Initiativeunter
anderem eine umstrittene ID-
Pflicht für Matchbesucher for-
dert, sieht der Gegenvorschlag
vor, bestehende Massnahmen
gesetzlich zu verankern. Dazu
gehörendieVideoüberwachung
durch die Polizei bei Fanmär-
schen und beim Stadioneinlass,
Einzelbewilligungen von Risi-
kospielen und Bewilligungsauf-
lagen für Veranstalter. (jh)

AnGemeindeversammlungen sollen weiterhin nur stimmberechtigte Personen dasWort ergreifen dürfen. Bild: Boris Bürgisser (Sursee, 4. 3.2024)

Wählen soll einfacher werden
Der Luzerner Kantonsrat will das Stimmrechtsgesetz anpassen. Keine Änderungen wird es
bei Regeln zuWortmeldungen an Versammlungen geben.

Kantonsrat unterstützt A2-Abdeckung
DasParlamentbewilligtdenKredit von49,76MillionenFranken.DafürwillKriensdieBypass-Einsprachezurückziehen.

Kulturbetriebe
werden gefördert

Rotes Kreuz wählt
neue Präsidentin

Abstimmung
im September


